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D ie soziale Ungleichheit in 
Deutschland hat in den letz-
ten zehn Jahren weiter zu-
genommen. Das geht aus 
einem aktuellen Forschungs-
bericht des Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der 
gewerkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung 
hervor. Insbesondere die Zahl derer, die unter 
Armut litten, hat sich demnach verfestigt. So 
leben über 16 Prozent der hiesigen Bevölke-
rung unter der Armutsgrenze, rund zehn Pro-
zent sogar in strenger Armut. Das bedeutet, 
dass jede*r zehnte Erwachsene in Deutsch-
land monatlich weniger als 1000 Euro zur 
Verfügung hat. Im Vergleich zum Jahr 2010 
ist das ein Anstieg von zwei Prozent.

»Der hohe Anteil von armen Menschen in 
diesem Land ist besorgniserregend«, warnte 
die Direktorin des WSI, Bettina Kohlrausch, 
bei der Vorstellung der Studie. »Einerseits, 
weil es für Arme ein unhaltbarer Zustand ist. 
Aber auch, weil es eine Gefahr für den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt ist.« Denn ins-
besondere unter Armen sei ein erheblicher 
Verlust von Vertrauen in die demokratischen 
Institutionen zu beobachten.

Den neuesten Zahlen zufolge misstraue 
unter den dauerhaft Armen gut jede*r Fünfte 
der Polizei, und mehr als ein Drittel habe kein 
Vertrauen in das Rechtssystem. Fast die Hälfte 
der dauerhaft Armen hätten zudem kein Ver-
trauen in für die Demokratie zentrale Institu-
tionen wie den Bundestag. Diese Zahl wird 
nur übertroffen durch das Misstrauen gegen-
über Politikern und Parteien. Die liegt sowohl 
unter den temporär wie unter den dauerhaft 
Armen bei über 50 Prozent.

»Die Ergebnisse sind wenig überraschend«, 
sagt die stellvertretende Leiterin des Leipzi-
ger Else-Frenkel-Brunswik Instituts, Fiona 
Kalkstein, im Gespräch mit »nd«. Die Psy-
chologin forscht zu demokratischer Teilhabe 
und Autoritarismus in Deutschland. »Arme 
Menschen machen im Alltag oft Erfahrun-
gen, die das Vertrauen in die Institutionen 
beschädigen«, erklärt sie. »Der Staat tritt ar-

men Menschen häufiger als Institution gegen-
über, die ihnen etwas wegnehmen kann.« Da-
durch erlebten sie den Staat im Vergleich zu 
Reichen öfter als Bedrohung. »Und sie wer-
den häufig im Rechtssystem oder im Kontakt 
mit Behörden diskriminiert«, berichtet Kalk-
stein. Das erkläre auch das geringe Vertrau-
en in die Polizei.

Die wachsende Ungleichheit in Deutsch-
land ist dabei nicht nur ein vorübergehender 
Effekt von Krisen oder einzelnen politischen 
Maßnahmen, erläutern die Forscher*innen 
des WSI mit Blick auf ihre jüngste Studie. 
Es handle sich vielmehr um eine langfristige 
Folge politischer Entscheidungen der letzten 
Jahrzehnte, etwa der Hartz-Gesetzgebung 
unter der damaligen rot-grünen Bundesre-
gierung. Dadurch habe die Zahl an Niedrig-
lohnjobs enorm zugenommen und die sozia-
le Grundsicherung für Arme, wie Erwerbslose 
oder Rentner*innen habe sich dramatisch 
verschlechtert. Es sei so immer schwerer ge-
worden, sich aus der Armut zu befreien.

Dass politische Entscheidungen häufig ge-
gen die Interessen von Armen gefällt werden, 
liegt auch daran, dass das politische System 
diese strukturell weniger berücksichtigt, er-
klärt die Mainzer Politikwissenschaftlerin Lea 
Elsässer auf »nd«-Anfrage. Sie hat die Aus-
wirkungen sozialer Ungleichheit auf Regie-
rungsentscheidungen untersucht und heraus-
gefunden, dass politische Entscheidungen mit 
größerer Wahrscheinlichkeit den Interessen 
höherer Einkommensgruppen entsprechen. 
Für einkommensarme Gruppen gelte dage-
gen sogar ein negativer Zusammenhang: »Die 
Interessen der unteren und mittleren Ein-
kommensschichten werden kaum systema-
tisch beachtet oder häufig sogar missachtet, 
wenn die Anliegen der Armen und Reichen 
auseinandergehen«, fasst sie ihre Forschungs-
ergebnisse zusammen.

Auch vor diesem Hintergrund empfinden 
sich arme Menschen besonders häufig als 
politisch machtlos, sagt Klaus Dörre, Profes-
sor für Arbeitssoziologie an der Universität 
Jena, im Gespräch mit »nd«. »Bei Langzeit-
arbeitslosen oder anderen, die dauerhaft in 
Armut leben, kommt die Sphäre der Politik 

kaum noch vor.« Demokratische Institutionen 
hätten nichts mehr mit der Alltagserfahrung 
der Leute zu tun. Das führe bei vielen dazu, 
dass sie sich kaum noch politisch engagier-
ten, oder daran glaubten, Einfluss nehmen 
zu können, stellt Dörre fest.

Wenig überraschend ist mit Blick auf die-
se Forschungsergebnisse, dass unter den Rei-
chen vergleichsweise wenige ein Problem mit 
dem aktuellen politischen System haben, wie 
die aktuelle WSI-Studie zeigt. Zwar gebe es 
laut Dörre auch unter Managern einige, die 
mit der Demokratie unzufrieden sind. »Die 
bewundern eher die Durchsetzungsfähigkeit 
der chinesischen Regierung als die Demokra-
tie«, sagt er. Dennoch ist das Misstrauen unter 
Reichen aktuell vergleichsweise gering. Weni-
ger als 20 Prozent derjenigen, die über 4000 
Euro monatlich verfügten, hegen Misstrauen 
gegenüber dem Bundestag. Und nur etwas 
mehr als ein Drittel unter ihnen gibt ein ge-
ringes Vertrauen in Parteien und Politiker*in-
nen an. »Reichere und gebildete Schichten 
haben eine bessere Lobby«, erklärt Studien-
autorin Dorothee Spannagel das geringere 
Misstrauen.

Die große soziale Ungleichheit und die 
Krisendynamiken der letzten Jahre hätten 
das Misstrauen armer Menschen gegenüber 
den demokratischen Institutionen weiter ver-
stärkt. Denn sie sind schlechter in der Lage, 

die Krisenfolgen abzufedern, erläutert Span-
nagel. Sie hätten in der Regel weniger Netz-
werke und finanzielle Ressourcen, um auf 
soziale und ökonomische Notsituationen zu 
reagieren. Darin sehen die Forscher*innen 
des WSI eine große Gefahr für die liberale 
Demokratie. Denn durch den Vertrauensver-
lust in die Institutionen würden sie anfälliger 
für rechtsextreme Einstellungen, warnt WSI-
Direktorin Kohlrausch.

Das bestätigen auch die Ergebnisse der 
Autoritarismusforschung. Demnach gibt es 
unter Arbeitslosen deutlich höhere Zustim-
mungswerte mit Blick auf Chauvinismus und 
Ausländerfeindlichkeit, berichtet die Psycho-
login Kalkstein. Sie ist Mitherausgeberin der 
regelmäßig erscheinenden Leipziger Autori-
tarismusstudien. Aus der Untersuchung für 
das Jahr 2022 geht etwa hervor, dass in den 
Einkommensgruppen, die weniger als 1000 
Euro und bis zu 2000 Euro verdienen, knapp 
ein Viertel der Befragten manifest ausländer-
feindlich eingestellt ist. Dies bedeutet immer 
noch, dass drei Viertel es nicht sind, betont sie 
und warnt vor voreiligen Schlüssen.

Dennoch: In den Einkommensgruppen 
über 2000 Euro liegen die Werte bei elf Pro-
zent, bei über 3000 Euro nur noch bei sechs 
Prozent. Der Unterschied hänge auch damit 
zusammen, dass Arme sich stärker durch 
Krisen bedroht fühlten. »Sie haben ohne-
hin schon das Gefühl, zu kurz zu kommen. 
Da verfängt das ausländerfeindliche Narra-
tiv über Migranten, die einem etwas wegneh-
men wollen, stärker«, führt sie aus.

Der Zusammenhang zwischen autoritä-
ren Einstellungen und Armut sei aber laut 
Kalkstein nicht kausal. Denn mit Krisen gin-
gen Menschen unterschiedlich um. So wür-
den viele der nicht autoritär eingestellten 
Armen würden eher politisch resignieren als 
mit Ressentiments zu reagieren. »Insofern 
gefährdet Armut die Demokratie. Aber nicht 
nur auf der Ebene, dass sie autoritäre Ein-
stellungen begünstigt, sondern auch und vor 
allem, weil sie die Teilhabe von Menschen 
erschwert, die nicht antidemokratisch einge-
stellt sind«, sagt die Autoritarismusforscherin 
im Gespräch mit »nd«.

Dies drückt sich auch im Wahlverhalten 
armer Menschen aus: Im Vergleich zu vor 50 
Jahren ist die Wahlbeteiligung heute nicht 
nur niedriger, sondern auch ungleicher. Das 
hat der Professor für Politikwissenschaften, 
Armin Schäfer, in einer Studie zu den Bundes-
tagswahlen herausgefunden. »Die Muster der 
Nichtwahl sind eindeutig: Je ärmer ein Wahl-
kreis oder ein Stadtteil ist, desto niedriger 
fällt die Wahlbeteiligung dort aus.« Dadurch 
ist die Beteiligungskluft zwischen ärmeren 
und reicheren Menschen in Deutschland ek-
latant, erläutert zudem Politikwissenschaftle-
rin Elsässer. Das gelte für Wahlen, aber stär-
ker noch für anderen Formen der politischen 
Beteiligung wie Demonstrationen, Bürgerin-
itiativen und soziale Bewegungen.

Damit ist ein sehr grundsätzliches Dilem-
ma beschrieben: Wer arm ist, hat weniger Ver-
trauen in die demokratischen Institutionen. 
Denn die sind es, die die Interessen von Ar-
men strukturell benachteiligen und die Ar-
mut damit begünstigen. Das wiederum führt 
zu politischer Entfremdung und unter den de-
mokratisch eingestellten Armen zu Resignati-
on, was die Demokratie beschädigt.

Um aus diesem Dilemma herauszukom-
men, müssten die Perspektiven von Armen 
stärker berücksichtigt und die Bedingungen 
für ihre politische Teilhabe verbessert wer-
den, ist Bettina Kohlrausch vom WSI über-
zeugt. Dazu müsse auch über die bestehen-
den Institutionen hinaus gedacht werden. Es 
braucht mehr Umverteilung von oben nach 
unten und Demokratie im Arbeitsumfeld, for-
dert sie. Das sieht auch Fiona Kalkstein vom 
Else-Frenkel-Brunswik Institut so und stellt 
fest: »Arme Menschen spüren, dass wir keine 
wirtschaftliche Demokratie haben.«

Darum plädiert auch Klaus Dörre für eine 
Ausweitung der Demokratie auf die Wirt-
schaft. Dies sei aber keine kurzfristige Lö-
sung und brauche Zeit. Denn die demokrati-
sche Entscheidungsmacht sei auf schrittweise 
Lernprozesse angewiesen. »Aber die Erfah-
rung einer demokratischen Entscheidungs-
macht in Unternehmen und Produktion wäre 
auf lange Sicht ein Schlüssel, um die Demo-
kratie zu stärken«, unterstreicht er.

»Arme Menschen 
werden häufig  
im Rechtssystem 
oder im Kontakt  
mit Behörden 
diskriminiert.«

Fiona Kalkstein  Universität Leipzig

Einer neuen Studie zufolge führt Armut zu Misstrauen gegenüber Parteien, Bundestag und Rechtssystem

Armut frisst Demokratie

Anteil der einkommensarmen und einkommensreichen Personen in Deutschland, in Prozent

Inwieweit Befragte der Aussage zustimmen: Die Einkommens- bzw. Vermögensunterschiede in 
unserer Gesellschaft sind zu groß. Angaben in Prozent 
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Die Befragten konnten auf einer Skala von 0 (vertraue ich überhaupt nicht) bis 10 (ver-
traue ich voll und ganz) angeben, inwiefern sie den genannten Institutionen oder Perso-
nengruppen vertrauen.
	❚ Geringes Vertrauen: Hierunter sind Angaben zwischen 0 und 4 zusammengefasst.
	❚ Dauerhaft einkommensarm: Das verfügbare Einkommen lag zwischen 2017 und 2021 
durchgängig unter 60 Prozent des mittleren Einkommens.

	❚ Temporär einkommensarm: Das verfügbare Einkommen lag 2021 unter 60 Prozent des 
mittleren Einkommens, aber nicht durchgehend seit 2017.

	❚ Mittleres Einkommen: Das verfügbare Einkommen lag 2021 zwischen 60 und 200 Pro-
zent des mittleren Einkommens.

	❚ Einkommensreich: Das verfügbare Einkommen betrug 2021 mehr als 200 Prozent des 
mittleren Einkommens.

Anteil der Personen, die geringes Vertrauen in die 
jeweilige Institution haben, in Prozent

	❚ Einkommensarm: Personen, die in Haushalten mit einem verfügbaren Einkommen 
von weniger als 60 % des mittleren Einkommens leben.

	❚ Einkommensreich: Das verfügbaren Einkommen beträgt mehr als 200 % des mitt-
leren Einkommens.

* Ergebnisse ab 2020 sind wegen Neuregelungen beim Mikrozensus nur sehr ein-
geschränkt mit den Vorjahren vergleichbar. Daten für 2020 sind aufgrund von 
Schwierigkeiten bei der Datenerhebung nur eingeschränkt mit anderen Jahren 
vergleichbar.
Daten für 2022: vorläufige Ergebnisse

QUELLE: WSI-VERTEILUNGSBERICHT NOVEMBER 2023, BASIEREND AUF MIKROZENSUSQUELLE: WSI-VERTEILUNGSBERICHT, NOVEMBER 2023, BASIEREND AUF DATEN DES SOEP

einkommensarm

einkommensreich

 Stimme voll und ganz zu     Stimme eher zu     Teils, teils     Stimme eher nicht zu     Stimme überhaupt nicht zu

28,7
54,4

13,2

2,8
0,9

Ei
nk

om
m

en
sunterschiede

Ve
rm

ög
en

su
nterschiede

58,1
26,3

12,3

2,6
0,8

nd DIE WOCHE Sonnabend/Sonntag, 4./5. November 2023 Politik + Wirtschaft 3Nr. 256


